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BAG Bundesamt für Gesundheit
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EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

BKB Beschaffungskonferenz des Bundes

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

OMC Organisation mondiale du commerce
CdF-CN Commission des finances du Conseil national
CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
OFSP Office fédéral de la santé publique
CRS Croix-Rouge suisse
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)

CA Conférence des achats de la Confédération
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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Landesverteidigung

Le Conseil national a adopté le postulat de Marcel Dobler (plr, SG) visant à ce que le
Conseil fédéral analyse les standards applicables à la gestion des risques du
fournisseur et la sécurité des composants cyberphysiques de l'armée. Il est également
attendu du Conseil fédéral qu'il juge si les mesures actuelles permettent d'identifier les
risques et de les ramener à un niveau acceptable. 
Dans sa réponse, le Conseil fédéral proposait d'accepter le postulat, pour que la
sécurité soit contrôlée lors des acquisitions. 1

POSTULAT
DATUM: 21.06.2019
DIANE PORCELLANA

Landesverteidigung und Gesellschaft

Schärfere Voten fielen in der umfassenden Sicherheitsdebatte über den auf ein
freisinniges Postulat zurückgehenden bundesrätlichen Zwischenbericht zur
Sicherheitspolitik, dessen Berechtigung vom sozialdemokratischen Fraktionssprecher
in Frage gestellt wurde. Bei der allgemeinen Kriegshysterie müsse berücksichtigt
werden, dass die Afghanistankrise in keinem direkten Zusammenhang mit Europa stehe.
Waren die Sozialdemokraten der Auffassung, das Parlament habe der Armee entgegen
den Klagen der Militärs die zur Erfüllung ihrer Aufgäbe erforderlichen Mittel stets
gegeben, erachtete man bürgerlicherseits die schweizerische Verteidigungsbereitschaft
als ungenügend. Mit Kriegspsychose habe es nichts zu tun, wenn eine tatsächliche
Bedrohung durch die UdSSR festgestellt werden müsse, obschon stets von
Entspannungspolitik die Rede gewesen sei. Der neue Vorsteher des EMD,
Bundespräsident Chevallaz, nahm die Gelegenheit wahr, alternative Konzepte wie den
Guerillakrieg abzulehnen, redete einer mobilen, aggressiven Verteidigung das Wort und
wies den Vorwurf zurück, dass das Soziale der Rüstung geopfert worden sei. Mit 109:6
Stimmen verwarf hierauf der Nationalrat einen Antrag der äussersten Linken, vom
Bericht ablehnend Kenntnis zu nehmen. 2

POSTULAT
DATUM: 24.09.1980
FRANÇOIS DA POZZO

Le Conseil national a transmis un postulat Günter (ps, BE) qui invite le Conseil fédéral à
étudier comment le DDPS pourrait participer au programme de soins thérapeutiques
pour les victimes de la torture mis sur pieds par la Croix-Rouge suisse et à rendre un
rapport à ce sujet. L’auteur argue que par rapport aux nouvelles missions de l’armée,
les autorités ont intérêt à acquérir des connaissances concrètes dans le domaine du
comportement des civils et des militaires confrontés à des expériences
traumatisantes. 3

POSTULAT
DATUM: 20.03.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Le Conseil national a adopté un postulat Segmüller (pdc, LU) chargeant le Conseil
fédéral de mettre en place un groupe de coordination sur la sécurité intérieure au
niveau fédéral. Le député a estimé que les forces d’intervention chargées de la sécurité
intérieure ne peuvent plus exécuter leurs tâches en raison d’exigences toujours plus
élevées. 4

POSTULAT
DATUM: 19.03.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Au mois de juin, le Conseil des Etats a accepté un postulat Recordon (pe, VD) invitant le
Conseil fédéral à élaborer un rapport sur les capacités helvétiques à faire face à une
attaque cybernétique dans ses conséquences civiles et militaires. Le conseiller aux
Etats souligne que ces attaques peuvent bloquer totalement ou partiellement les
infrastructures et réseaux vitaux d’un pays et paralyser l’armée. 5

POSTULAT
DATUM: 08.06.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Im Berichtsjahr kamen im Nationalrat zwei Postulate zur Abstimmung, die sich mit der
Vereinbarkeit von Beruf und militärischer Laufbahn befassten. Das Postulat Landolt
(bdp, GL) beauftragte den Bundesrat, Lösungen zu finden, mit denen die Attraktivität
der Offizierslaufbahn innerhalb der Armee gesteigert werden könnte. Im Gegensatz zu
früher seien Offiziere nicht mehr gefragte Führungskräfte und der für die Wirtschaft
nutzbringende Transfer der erlangten Kompetenzen gelinge nicht mehr in

POSTULAT
DATUM: 18.03.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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vergleichbarem Ausmass. Zusammen mit Mitunterzeichnenden aus vorwiegend
bürgerlichen Kreisen forderte Landolt unter anderem eine Attraktivitätssteigerung der
Offizierslaufbahn, indem beispielsweise eine Harmonisierung mit der beruflichen
Laufbahn vorgenommen wird. Das „vielversprechende Zielpublikum“, das der Armee im
Moment fehle, soll damit wieder erreicht werden. Im zweiten Postulat, welches 2010
von Sylvie Perrinjaquet (fdp, NE) (Po. 10.4049) eingereicht wurde, wird der Bundesrat zu
einer Evaluation beauftragt, mit der festgestellt werden soll, wie die innerhalb des
Militärdienstes erworbenen Fähigkeiten im Berufsleben validiert werden könnten.
Zivilen Arbeitgebern sollte ermöglicht werden, sich über im Militärdienst erworbene
berufliche Kompetenzen, Qualifikationen und entsprechendes Fachwissen der
Arbeitnehmer zu informieren. Umgekehrt sollten damit aber auch spezifische
Fähigkeiten von Armeeangehörigen innerhalb derer Diensttätigkeit besser eingesetzt
werden können. Diese doppelte berufliche Anerkennung dürfte den Gehalt der
Diensttage in den Augen der Unternehmen aufwerten und gleichzeitig die Rolle der
Weiterbildung innerhalb der Armee stärken. Beide Postulate wurden diskussionslos
angenommen. 6

Im September des Berichtsjahres reichte die SiK-SR ein Postulat zu den
Immobilienverkäufen des VBS ein. Der Bundesrat wurde beauftragt, bis Mitte 2012
einen Bericht vorzulegen, in dem präzisiert wird, welche Liegenschaften des VBS
veräussert werden könnten, die Zeiträume dafür zu skizzieren und Angaben zum
möglichen Verkaufserlös zu machen. Darüber hinaus sollte geprüft werden, wie der
erzielte Erlös dem VBS über die Erhöhung des Ausgabenplafonds der Armee für
Rüstungsbeschaffungen wiederum zur Verfügung gestellt werden könnte. Der Bundesrat
beantragte die Annahme des Postulats mit der Anmerkung, erst nach Behandlung des
Armeeberichts die Anforderungen des Begehrens erfüllen zu können. Der Ständerat
nahm das Postulat diskussionslos an. 7

POSTULAT
DATUM: 27.09.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im Mai 2012 wurde im Ständerat ein Postulat Berberat (sp, NE) überwiesen, welches auf
die bessere Koordination zwischen Rekrutenschule und Hochschulstudium abzielt.
Dies wurde damit begründet, dass nach dem Bologna-System die Semester bereits
Mitte September beginnen und damit eine 21 wöchige Rekrutenschule nicht im Sommer
absolviert werden kann, ohne dass ein Studienbeginn oder dessen Fortsetzung dadurch
tangiert wird. Früher war das mit der kürzeren RS-Dauer noch möglich. Um den
Studierenden die Einbusse eines Semesters oder gar eines Studienjahres zu ersparen,
wurde der Bundesrat beauftragt, zusammen mit den Kantonen und den Hochschulen
Lösungen zu suchen, welche den Studenten zugute kommen. Denkbar sei eine
Verkürzung der RS um zwei bis drei Wochen unter gleichzeitiger Verschiebung des
Semesterstartes um einige Wochen. Nach einem unterstützenden Votum durch
Bundesrat Maurer – der Bundesrat führe bereits entsprechende Gespräche – wurde
das Postulat diskussionslos angenommen. Ein genau gleich lautendes Postulat Maire (sp,
NE) (Po. 12.3210) überwies der Nationalrat Mitte Juni. 8

POSTULAT
DATUM: 31.05.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Mitte Jahr gelangte ein seit 2010 hängiges Postulat Bourgeois (fdp, FR) in den
Nationalrat. Der begeisterte Berggänger verlangte vom Bundesrat, einen Bericht über
die Patrouille des Glaciers (PDG) zu verfassen. Darin soll unter anderen Aspekten
beleuchtet werden, wie dieser Anlass das Bild der Schweiz und das Ansehen der Armee
in der Bevölkerung präge und welche Ausgaben für die Organisation des Anlasses
notwendig sind. Des Weiteren soll der Bundesrat skizzieren, welche weiteren
Massnahmen nötig seien, um den Fortbestand des Anlasses langfristig zu sichern. In
seiner Antwort teilte der Bundesrat die positiven Aspekte dieses Sportanlasses, merkte
aber an, dass eine Studie der Universität Lausanne von 2007 die gestellten Fragen
bereits aufgegriffen und positiv beantwortet habe. Der während der Diskussion
anwesende Bundesrat Maurer gestand dem speziellen Sportanlass zwar Einmaligkeit
und Ausstrahlung zu. Dennoch sei das Postulat aus oben genanntem Grund abzulehnen.
Trotz einiger Gegenstimmen, vorwiegend aus dem links-grünen Lager, wurde das
Postulat allerdings mit 111 gegen 33 Stimmen angenommen. 9

POSTULAT
DATUM: 07.06.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Im Juni des Berichtsjahres wurden zwei ähnlich lautende Vorstösse aus dem Jahr 2010
im Parlament besprochen. Ein Postulat Malama (fdp, BS) (Po. 10.3570) und eine Motion
Stump (sp, AG) (Mo. 10.3832) sollten den Bundesrat dazu bewegen, das Nebeneinander
von Militärdienst und ziviler Ausbildung besser zu koordinieren. Beide Begehren
problematisieren die der Bologna Reform geschuldete Verschiebung der
Semesterdaten: Maturanden könnten keine vollständige RS zwischen Schulabschluss
und Studienbeginn mehr absolvieren. Die resultierende Situation sei für alle Beteiligten,
Armee und Wirtschaft, aber insbesondere für die betroffenen Stellungspflichtigen
unbefriedigend. Malama fordert deswegen bessere Beratungsangebote und Stump
verlangt eine bessere Koordination. Der Bundesrat anerkannte die Problematik, sah
aber durch das bestehende Angebot mit drei RS-Starts pro Jahr die zivilen Bedürfnisse
als erfüllt an. Einen akuten Handlungsbedarf erkannte die Regierung nicht. Dennoch
werde sie die Anliegen im Zuge der Weiterentwicklung der Armee berücksichtigen. In
der Sommersession wurde das Postulat Malama diskussionslos mit 115 zu 40 Stimmen
angenommen. Gleichentags wurde über die Motion Stump befunden, die von Chantal
Galladé (sp, ZH) übernommen worden war. Die Zürcher Sozialdemokratin unterstrich
die Wichtigkeit der Koordination der Ausbildungen. Man dürfe den künftigen Studenten
nicht zumuten, ein Zwischenjahr einlegen zu müssen. Bundesrat Maurer anerkannte in
seinem Votum die Anliegen, verwies aber auf das bereits früher überwiesene Postulat
Berberat. Der Bundesrat sei bereits mit der Lösungssuche beauftragt und deswegen sei
dieser Vorstoss abzulehnen. Entgegen dieser Aufforderung wurde die Motion
angenommen (82 zu 71 Stimmen). Im September kam das Geschäft in den Ständerat,
dessen SiK sich kritisch dazu geäussert hatte: Erstens liege es nicht in der Kompetenz
des Bundes, Vorschriften über den Semesterbeginn zu erlassen und zweitens reiche die
Zeit zwischen Schulabschluss und Mitte September ohnehin nicht, um eine vollständige
Rekrutenschule durchzuführen. Auch Bundesrat Maurer setzte sich erneut gegen die
Motion ein und betonte, dass es einen Dialog zwischen Bund und Hochschulen brauche
und nicht einseitige Forderungen an die Armee. Der Ständerat folgte der Kommission
und dem Bundesrat und lehnte die Motion ab. 10

POSTULAT
DATUM: 19.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ein 2012 eingereichtes Postulat Galladé (sp, ZH) über die Sicherung des Flugraumes
wurde im Frühjahr überwiesen. Mit dem Vorstoss wurde verlangt, dass der Bundesrat
ein Konzept erstellt um aufzuzeigen, wie der Schweizer Luftraum langfristig gesichert
werden soll. Dabei sollte, unter anderem, auf die luftpolizeiliche und militärische
Sicherheit sowie die Zusammenarbeit in der europäischen Luftraumüberwachung
eingegangen werden. Hinsichtlich des laufenden Prozesses Tiger-Teilersatz (Gripen),
der anstehenden Erneuerung der Fliegerabwehr und später der Ausserdienststellung
der heuer 16-jährigen F/A-18 Hornet Kampfjets, forderte Galladé ein langfristiges
Konzept über Gefahren, Beschaffungen und Finanzierung. Mit dem Verweis auf
bestehende Dokumente und Planungen beantragte der Bundesrat die Annahme des
Postulates. Stillschweigend wurde das Geschäft im Nationalrat durchgewinkt. 11

POSTULAT
DATUM: 22.03.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Das Konzept zur langfristigen Sicherung des Flugraumes wurde Ende August 2014 vom
Bundesrat vorgelegt. Darin skizziert die Regierung, wie die Armee künftig ausgestattet
werden kann. Seit der Einreichung des Postulats Galladé (sp, ZH) hatten sich mit der
Ablehnung des Gripen an der Urne die Vorzeichen freilich stark geändert, so dass der
Bundesrat bereits weiter in die Zukunft schaute. Bezüglich Kampfjets wurde eine
Beschaffung von neuen Flugzeugen mit dem Rüstungsprogramm 2022 ins Auge gefasst.
Die Luftabwehr insgesamt werde jedoch auch Pläne für eine neue Boden-Luft-Abwehr
beinhalten, wobei nicht nur Flugzeuge, sondern auch andere Flugkörper, z. B.
Lenkwaffen, abgewehrt werden sollten. Deutlich wurde dabei darauf hingewiesen, dass
mit den gegenwärtigen Rahmenbedingungen die Aufgaben im Luftpolizeidienst nach
2025 nicht erfüllt werden können. 12

POSTULAT
DATUM: 27.08.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Unter dem Titel Förderung der Blutstammzellenspende in der Schweizer Armee wurde
von Nationalrat Darbellay (cvp, VS) ein recht allgemein gehaltenes Anliegen formuliert.
Der Bundesrat wurde aufgefordert zu prüfen, inwiefern die Armee zu einer
Verbesserung der Stammzellenspende beitragen könnte. Der Postulant stellte sich vor,
dass in der Gesamtheit von jungen und gesunden Stellungspflichtigen geeignete
Kandidaten für eine Erweiterung des Registers von Spendern zu finden wären. Insofern
wird vorgeschlagen, dass diesen jungen Menschen auf freiwilliger Basis die Möglichkeit
gegeben wird, sich als Spender zur Verfügung zu stellen, wobei die Koordination beim
Batallionsarzt läge. Der Bundesrat sah hierin jedoch keine Verbesserung der

POSTULAT
DATUM: 10.03.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Stammzellenspende, da es seiner Ansicht nach eines Obligatoriums bedürfe, wofür
jedoch die gesetzliche Grundlage fehle. Aus einer medizinischen Sicht sei der Vorschlag
hingegen zu begrüssen. Allerdings sah der Bundesrat eher Chancen im Bereich von
Information und Motivation, nicht aber aufgrund institutionalisierter Massnahmen.
Solche würden lediglich in Koordination mit Public-Health-Kampagnen des BAG
umgesetzt, wie das beispielsweise im Rahmen der Masernkampagne der Fall ist. Der
inzwischen von Viola Amherd (cvp, VS) übernommene Vorstoss wurde im Nationalrat mit
110 zu 68 Stimmen bei 11 Enthaltungen gegen den Willen des anwesenden
Verteidigungsministers angenommen. 13

Roger Golay (mcg, GE) verlangte vom Bundesrat einen departementsübergreifenden
Bericht, in dem aufgezeigt werden soll, wie Schweizer Unternehmen gefördert werden
könnten. Im Fokus sollen dabei Unternehmen stehen, die «aufgrund der besonderen
Natur ihrer Technologie oder ihrer Tätigkeit für den wirtschaftlichen Fortschritt und für
die nationale Sicherheit wesentlich» seien. Und es war die «sicherheitsrelevante
Technologie- und Industriebasis», wie sie in der Rüstungspolitik der Regierung
vorgesehen war, die den Postulanten umtrieb. Es sollte daraufhin gearbeitet werden,
dass einem Abwandern von Wissen und Produkten ins Ausland entgegengetreten
werden kann, so die Forderung. Die Entwicklung und später auch die Anwendung von
neuen Technologien in der Schweiz sei anzustreben, denn Innovation und Sicherheit,
seien ein Tandem, das für den Wohlstand und die Unabhängigkeit der Schweiz
entscheidend ist. Mit Empfehlung auf Annahme des Postulats durch den Bundesrat
gelangte der Vorstoss im Sommer 2017 in den Nationalrat, wo keine Opposition
auszumachen war. Diskussionslos wurde das von 46 Nationalrätinnen und Nationalräten
aller Parteien mitunterzeichnete Postulat angenommen. 14

POSTULAT
DATUM: 16.06.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Le postulat pour la promotion du don des cellules souches sanguines au sein de
l'armée suisse a été classé, comme le souhaitait le Conseil fédéral. Dans son rapport
sur «les motions et postulats des conseils législatifs 2017», il indiquait avoir répondu à
ses objectifs. Le DDPS, en collaboration avec Transfusion CRS Suisse, informe depuis
2014 les nouvelles recrues de l'existence du programme du don de cellules souches du
sang. Depuis, plus de 500 recrues se sont manifestées comme donneurs potentiels,
renforçant ainsi sensiblement la qualité du registre suisse des donneurs de cellules
souches du sang. En 2017, une campagne de sensibilisation a également été déployée
dans six centres de recrutement de l'Armée suisse. Une évaluation intermédiaire a
montré que les circonscrits et circonscrites étaient alors davantage conscients de
l'importance de ces dons. La campagne était initialement limitée à une année, mais
l'armée s'est déclarée en faveur d'une prolongation. 15

POSTULAT
DATUM: 05.06.2018
DIANE PORCELLANA

Militärorganisation

Le Conseil national a transmis le postulat Keller (pdc, AG) priant le gouvernement de
prendre des mesures en vue de promouvoir auprès des jeunes l'avancement dans
l'armée. 16

POSTULAT
DATUM: 18.12.1992
SERGE TERRIBILINI

Contre l’avis du Conseil fédéral, le Conseil national a adopté, par 138 voix contre 48, un
postulat Wasserfallen (prd, BE), qui demandait au gouvernement de procéder à
l'examen de la planification des périodes de service militaire en tentant d’organiser les
école de recrues et les cours de répétition en fonction du calendrier des hautes écoles
et en introduisant un maximum de flexibilité, afin d’atténuer les inconvénients qui en
résultent pour les entreprises et les haute écoles. Le postulat a été classé dans le cadre
de l'examen de développement de l'armée (voir ici). 17

POSTULAT
DATUM: 01.10.2008
ELIE BURGOS

Le Conseil national a adopté, contre l’avis du Conseil fédéral, un postulat du député
socialiste Hans Widmer (ps, LU), qui demandait au gouvernement de présenter au
parlement un rapport sur un code de conduite des personnels militaires, la Suisse
étant un des rares pays à ne pas disposer d’un tel code. 18

POSTULAT
DATUM: 01.10.2008
ELIE BURGOS
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Ein im Juli von der SiK des Ständerates eingereichtes Postulat zur Zukunft der Artillerie
wurde im September beraten. Darin wird der Bundesrat beauftragt, sich bis Ende 2013
in einem Bericht zu äussern, wie die Zukunft der Artillerie und des indirekten Feuers im
Allgemeinen ausgestaltet werden soll. Ein zentraler Aspekt ist dabei die Frage nach der
Art und Menge der zu beschaffenden Munition. Das Geschäft stand in engem
Zusammenhang mit dem „Übereinkommen über Streumunition“ der UNO. Darin wurde
festgehalten, dass konventionelle Streumunition verboten wird. Solche ist in der
Schweiz jedoch in Form von sogenannter Kanistermunition in grossen Mengen
vorhanden. Über die Genehmigung dieses Übereinkommens hatte sich der Bundesrat in
seinem Bericht vom 6. Juni 2011 geäussert. In diesem Zusammenhang stand auch eine
Änderung des Kriegsmaterialgesetzes. Das Postulat wurde trotz dem Hinweis von
Bundespräsidentin Calmy-Rey, dass diese Fragen bereits im Prozess der Revision des
Bundesgesetzes über die Armee und die Militärverwaltung und der dazu gehörenden
Verordnung über die Organisation der Armee beantwortet würden, angenommen. 19

POSTULAT
DATUM: 15.09.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Priska Seiler Graf (ps, ZH) aimerait que le Conseil fédéral évalue des mesures
exemplaires de promotion des droits et des opportunités des femmes dans les
organisations militaires, au regard de sa politique d'égalité. Dans les stratégies d'égalité
destinées à l'armée, il faudrait d'abord privilégier cette démarche avant d'imposer de
nouvelles obligations aux femmes. Le groupe de travail chargé d'analyser le système de
l'obligation de servir préconisait d'ailleurs le modèle norvégien, selon lequel tant les
femmes que les hommes accomplissent leur service au sein de l'armée ou de la
protection civile. Le Conseil fédéral partage l'avis de la parlementaire. Il juge pertinent
de s'intéresser à la pratique étrangère dans le cadre du rapport sur le renouvellement
des effectifs de l'armée attendu pour fin 2020. Le postulat sera adopté par le Conseil
national. 20

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
DIANE PORCELLANA

Ausrüstung und Beschaffung

In beiden Räten meldete sich jedoch Kritik an der bescheidenen Berücksichtigung
schweizerischer Betriebsstätten durch das neue Rüstungsprogramm. Dabei spielte das
Bestreben eine Rolle, für den in der Schweiz hergestellten Panzer 68 auch
ausländischen Absatz zu gewinnen. Zu Beginn des Jahres wurde offiziell bekannt, dass
man sich in Wien ernsthaft für einen Kauf interessiere. Als nun die österreichischen
Steyr-Werke gegen solche Absichten eine Konkurrenzoffensive mit einem eigenen
Panzer auslösten, rief man in beiden Räten nach Gegenmassnahmen, wobei sich eine
im Rüstungsprogramm vorgesehene Bestellung von Geländelastwagen bei der
österreichischen Firma als Druckmittel anbot. Bundesrat Gnägi sah sich zum Aufschub
dieser Bestellung veranlasst. Ein Wechsel im Wiener Verteidigungsministerium und die
bereits erwähnte Konzeption General Spannocchis liessen aber das österreichische
Interesse am Panzer 68 wieder zurücktreten. Um so mehr forderte man von
parlamentarischer Seite den Bundesrat auf, zur Erhaltung der inländischen, vorab der
staatlichen Rüstungsbetriebe die militärische Bewaffnung konsequenter auf die
Landesproduktion abzustützen; ein Postulant wünschte sogar eine Wiedererwägung des
Verzichts auf ein schweizerisches Raketenrohr. 21

POSTULAT
DATUM: 22.09.1977
PETER GILG

Da die Militärkommission des Nationalrates Zweifel äusserte, ob angesichts der Mängel
des Panzers 68 und der schlechten Finanzlage eine fristgerechte Realisierung des
Armeeleitbildes 80 überhaupt noch zu erwarten sei, forderte sie den Bundesrat mit
einem Postulat auf, dem Parlament einen diesbezüglichen Bericht vorzulegen. In ihrer
Antwort erklärte die Landesregierung, sie sehe keinen Grund, wegen der beim Panzer
68 aufgetretenen Unzulänglichkeiten die geltende Verteidigungskonzeption
abzuändern. Sie folgte damit denjenigen Stimmen, die eindringlich davor gewarnt
hatten, nunmehr einen unfruchtbaren Konzeptionsstreit vom Zaun zu reissen,
einerseits, weil eine Milizarmee ein derartiges Hin und Her gar nicht vertrage,
anderseits aber, weil es zum Armeeleitbild 80 keine realistische Alternative gebe, denn
eine wirksame Dissuasion könne nur erreicht werden, wenn ein Angriff bereits an der
Grenze auf Widerstand stosse. 22

POSTULAT
DATUM: 29.11.1979
JÖRG KISTLER
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Trotz dem bundesrätlichen Beschluss des Vorjahres, auf die Entwicklung eines
schweizerischen Kampfpanzers zu verzichten, kam es im Nationalrat nochmals zu einer
ausgedehnten Panzerdebatte. Ausgangspunkt zur Wiedererwägung des
Verzichtentscheids waren vor allem drei Motionen (Mo. 79.908; Mo. 79.551; Mo. 79.561).
Da man sich schliesslich einig war, dass der Verzicht nicht rückgängig gemacht werden
könne, überwiesen die Volksvertreter die Vorstösse auf Vorschlag des Bundesrates
bloss als Postulat (Po. 79.596). Damit wurde der Wunsch zum Ausdruck gebracht, dass
im allgemeinen die Interessen der schweizerischen Wirtschaft bei der
Rüstungsbeschaffung optimal zu berücksichtigen seien. Speziell für eine spätere
Panzergeneration solle wieder ein einheimisches Produkt Chancen erhalten. Mit dem
Vorentscheid, den neuen Kampfpanzer womöglich von einem schweizerischen
Industriekonsortium unter Leitung der Bührle-Tochter Contraves AG im Lizenzbau
herstellen zu lassen, unternahm das EMD bereits einen Schritt in diese Richtung. Die
Herstellerin des neben dem amerikanischen XM-1 aussichtsreichsten deutschen
Modells Leopard II setzte sich allerdings gegen die Idee einer schweizerischen
Produktionsoberleitung zur Wehr. 23

POSTULAT
DATUM: 03.06.1980
FRANÇOIS DA POZZO

Le Conseil national a transmis le postulat Bonny (prd, BE) qui demande, dans le but de
diminuer les coûts, d'étudier la possibilité de s'associer à des pays tiers pour acquérir
les F/A-18. 24

POSTULAT
DATUM: 09.10.1992
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil national a rejeté un postulat Seiler (udc, BE) demandant que le Conseil
fédéral examine la possibilité d'inclure le tourisme dans la liste des affaires
compensatoires. 25

POSTULAT
DATUM: 16.12.1994
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil national a transmis un postulat Pini (prd, TI) demandant au gouvernement
de distribuer les commandes en matière d'armement de manière à en faire bénéficier
prioritairement les régions les plus défavorisées économiquement. 26

POSTULAT
DATUM: 23.06.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Le Conseil national a adopté un postulat Wick (pdc, BS) demandant au gouvernement
de faire tout son possible pour que les armes laser, qui visent à rendre aveugle
l'adversaire en détruisant sa rétine, soient bannies au niveau international. 27

POSTULAT
DATUM: 06.10.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Le Conseil national a transmis un postulat Seiler (udc, BE) chargeant le Conseil fédéral
d'examiner les possibilités de remplacer la poudre de la cartouche du fusil d'assaut 90,
provenant actuellement de l'étranger, par une poudre qui serait fabriquée par la
fabrique suisse de munitions. 28

POSTULAT
DATUM: 21.12.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Cinq ans après avoir présenté un premier rapport sur le désarmement, le Conseil
fédéral a été prié par la chambre du peuple d’exposer à nouveau sa politique en la
matière, ceci en relation avec les mesures visant à instaurer la confiance et la sécurité.
Un postulat Haering Binder (ps, ZH) a en effet été transmis, invitant le gouvernement à
effectuer un bilan des cinq années précédentes et à établir des lignes directrices pour
l’avenir, notamment en ce qui concerne les armes de destruction massive (atomiques,
chimiques, biologiques) et la collaboration internationale. 29

POSTULAT
DATUM: 19.03.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Im Juli wurde in der SiK-SR darüber nachgedacht, den Flugzeugkauf über die
Veräusserung von VBS Liegenschaften zu finanzieren. Dafür wurde ein Postulat
eingereicht. 30

POSTULAT
DATUM: 06.07.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Ständerat Hess (fdp, OW) stellte mittels Postulat zur Debatte, ob nicht an Stelle von
Transportflugzeugen die Beschaffung von Grossraumhelikoptern zu prüfen sei. Zu
Zwecken der Friedensförderung wurde bereits die Beschaffung von Flugzeugen
besprochen, jedoch abgelehnt. In einer Beschaffung von Transporthelikoptern sah der
Postulant jedoch Vorteile für Einsätze in der Schweiz, wie sie mit Flugzeugen nicht
durchgeführt werden können. Mit dem Aufbrauchen von Kreditresten des
Armeebudgets sei deren Beschaffung möglicherweise umsetzbar. In seiner Begründung
führte Hess weitere Vorteile von Helikoptern ins Feld, so können diese angesichts der
bevorstehenden Halbierung der Armee wertvolle Dienste im Sinne einer flexiblen
Mobilität leisten und beispielsweise ganze Truppenverbände rasch und
geländeunabhängig über grössere Distanzen transportieren. Auch für die
beabsichtigten Einsätze humanitärer Hilfeleistung, für welche die Flugzeugbeschaffung
diskutiert worden war, sah der Postulant Vorzüge der Helikopter. Nach der nicht
erfolgten Beschaffung der Flugzeuge sei nun die Variante Helikopter besonders zu
prüfen. Neben den an dieser Stelle auszugsweise geschilderten Argumenten brachte
Hess zudem vor, dass im Bereich Know-how bei Unterhalt und Einsatzunterstützung von
Helikoptern in der Schweiz Unternehmen ansässig sind, mit denen eine "Public-Private-
Partnership" eingegangen werden könne.
Nicht einverstanden zeigte sich der Bundesrat, der seine Stellungnahme mit dem Antrag
auf Ablehnung des Postulats abschloss. Die bestehende Flotte von insgesamt 46
Helikopter decke alle Bereiche ab. Zwar sei eine zusätzliche Beschaffung von
Grossraumhelikoptern einer Kapazitätserhöhung gleichzustellen, sie habe jedoch keine
Priorität. Diese gelte unverzichtbaren Beschaffungen wie Bodluv 2020 oder neuen
Kampfflugzeugen.
Anderer Meinung zeigte sich die Mehrheit des Ständerates, die mit 26 zu 14 Stimmen
obsiegte und das Postulat annahm. Ständerat Eder (fdp, ZG), der das Geschäft vom
ausgeschiedenen Postulanten übernommen hatte, zeigte sich in der Debatte überzeugt
davon, dass solche Helikopter einen Gewinn für die Armee und deren Luftmobilität
bedeuten würden. Der Sicherheitspolitiker konnte mit zwei budgetbezogenen
Argumenten überzeugen: Erstens sei der Vorstoss, als Postulat gehalten, lediglich ein
Prüfauftrag, weswegen eine Annahme noch keinen Beschaffungsauftrag bedeute. Und
zweitens böte der zu erstellende Bericht eine Grundlage, um in weiteren Prozessen
über den Einsatz von Kreditresten zugunsten von Grossraumhelikoptern zu befinden.
Diese Kreditreste betrügen gegenwärtig mehrere hundert Millionen Franken und
könnten dergestalt eingesetzt werden, dass sie keinem anderen Rüstungsvorhaben im
Wege stünden. Verteidigungsminister Maurer hatte sich in der Plenardebatte erneut
und vergeblich gegen das Postulat gestellt. Im Rahmen der Vorabklärungen der
Beschaffung von Transportflugzeugen seien Überlegungen zu Helikoptern auch
gemacht, jedoch verworfen worden. Dass Kreditreste für eine allfällige Beschaffung in
die Hand genommen werden könnten, sei ein Fehlurteil und daher kein stichhaltiges
Argument. 31

POSTULAT
DATUM: 16.12.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Für effiziente zentrale Beschaffungsstellen setzte sich Roger Golay (mcg, GE) Ende
2016 ein. Der in der SVP-Fraktion politisierende Angehörige des MCG wollte sich mit
einem gleichlautenden Postulat darum bemühen, etwas Licht in die finanziellen
Rahmenbedingungen für die Armasuisse, aber auch für andere Beschaffungsstellen, zu
bringen. Eine Zentralisierung von Dienststellen habe zudem Effizienzsteigerungen zum
Ziel, argumentierte er. Im geforderten Bericht solle aufgezeigt werden, welches die
spezifischen Bedürfnisse der Armasuisse seien und wie Ressourcen umverteilt werden
könnten, die bis anhin in verschiedenen Departementen vorhanden gewesen und im
Nachgang an die Reduzierung von Beschaffungsstellen frei geworden seien. Der
Postulant empfand es als stossend, dass das Volumen der Aufträge, welche die
Armasuisse von ausserhalb des VBS erhielt, gestiegen war. Diese Zusatzbelastung führe
dazu, dass die Beschaffungsaufträge nicht mehr fristgerecht und hochqualitativ
bewältigt werden könnten, was unter anderem zu Engpässen führe. Hinzu komme eine
Reduktion des Armasuisse-Personals um 15 Prozent in den letzten Jahren, was ebenfalls
dazu beitrage, dass komplizierte Beschaffungen des Bundes, die teilweise umstritten
oder problembehaftet seien, nicht zufriedenstellend abgewickelt werden könnten. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates. Eine Diskussion erübrigte sich
damit im Nationalrat, das Geschäft wurde in der Frühjahressession 2017 diskussionslos
und stillschweigend angenommen. 33 Parlamentarierinnen und Parlamentarier aus dem
rechtsbürgerlichen Lager hatten den Vorstoss bei der Einreichung mitunterzeichnet.

Dieses Postulat von Golay stützte sich auf eine Reihe ähnlicher Vorstösse, die kurz zuvor
behandelt worden waren. Angestossen worden war die Diskussion Mitte 2016 von
Nationalrat Barrile (sp, ZH; Ip. 16.3564). «Wurden die Hausaufgaben bei

POSTULAT
DATUM: 17.03.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Rüstungsbeschaffungen gemacht?», fragte der Zürcher Sozialdemokrat den Bundesrat
und sprach eine Reihe von Beschaffungen an, die seiner Meinung nach problematisch
waren. Er kritisierte insbesondere verwaltungs- respektive bundesamtsinterne Prozesse
bei der Beurteilung von anzuschaffenden Rüstungsgütern. Die dazu verfasste
Stellungnahme des Bundesrates befriedigte den Interpellanten nur teilweise, weswegen
eine Ratsdebatte im Herbst 2016 verschoben wurde. Später wurde das Geschäft
abgeschrieben, weil die Aspekte im oben beschriebenen Prozess aufgenommen worden
waren.
Ende 2016 beklagte Edith Graf-Litscher (sp, TG; Po. 16.3767) in ihrem Postulat, dass das
VBS zu viele Aufträge freihändig vergebe. Die Sozialdemokratin war der Meinung, dass
mehr Beschaffungen im üblichen Wettbewerbsverfahren vergeben werden sollten. Ihr
Vorstoss wurde auf Antrag der Regierung abgelehnt. 
Im März 2017 nahm Angelo Barrile (sp, ZH; Mo. 16.3815) diesen Aspekt in einer Motion
wieder auf. Der Motionär verlangte mehr Rechtsschutz bei Beschaffungen des VBS. Sein
Ziel war es, dass der Anteil von Beschaffungen, die nicht den WTO-Regeln unterstellt
sind, auf das sicherheitspolitisch unverzichtbare Minimum zu begrenzen sei.
Grundsätzlich sollten die Beschaffungen den gängigen WTO-Richtlinien entsprechend
ausgeschrieben werden, womit sowohl Rechtsschutz als auch Transparenz erhöht
würden. Der Nationalrat lehnte diesen Vorstoss mit 120 zu 60 Stimmen (bei drei
Enthaltungen) ab.
Bevor Golay mit seiner Motion Ende 2016 den hier beschriebenen Prozess ins Rollen
brachte, hatte auch er sich im Herbst zuvor mit einer Frage (Frage 16.5397) an die
Landesregierung gewandt. Er wollte wissen, ob die Armasuisse über angemessene Mittel
und Ressourcen verfüge, um ihre zahlreichen und anspruchsvollen Aufgaben
wahrnehmen zu können. Der bundesrätlichen Antwort war zu entnehmen, dass die
zuständigen Stellen tatsächlich vor Herausforderungen stünden, jedoch bereits
entsprechende Abklärungen im Gange seien. Man sei bemüht, sämtliche wichtigen
Beschaffungsmandate mit der nötigen Sorgfalt zu erfüllen. 32

Gut zwei Jahre nach Annahme des Postulats Golay (mcg, GE) für effiziente zentrale
Beschaffungsstellen wurde der geforderte Bericht publiziert. Mit der Erarbeitung war
die BKB, die Beschaffungskonferenz des Bundes, betraut worden, die sich ihrerseits
von einem externen Berater unterstützen liess. Grundsätzlich wurde in der Studie
Verbesserungspotenzial beim Beschaffungswesen ausgemacht. Der Personalbedarf
konnte jedoch noch nicht abschliessend abgeschätzt werden, weswegen zu personellen
Ressourcen keine Aussagen gemacht wurden.
Die Autorinnen und Autoren skizzierten zwei Massnahmen, wie die Effektivität und die
Effizienz im Beschaffungswesen gesteigert werden können. So sollen bereits früh in den
zu tätigenden Beschaffungsprozessen Fachpersonen beratend beigezogen werden.
Dadurch sollen Zeit- sowie Qualitätsgewinne erzielt werden. Zentral sei dabei ein gutes
Vertrauensverhältnis zwischen den involvierten Personen und Einheiten. Zweitens gelte
es, selbstverschuldete Zeitverzögerungen zu vermeiden. Selbstkritisch sprach man
seitens der Verwaltung auch den Hang zur absoluten Risikovermeidung an. Stattdessen
solle eine faire Fehlerkultur gefördert werden. Zu häufige Bereinigungsrunden würden
die Prozesse unnötig in die Länge ziehen.
Im Bericht wurden zudem konkrete Verbesserungsmassnahmen aufgeführt, die in den
verschiedenen Beschaffungsstellen entweder bereits in Umsetzung waren oder die
angestrebt wurden. Die Regierung zeigte sich zuversichtlich, dass eine qualitativ
hochstehende Beschaffung des Bundes möglich ist, auch ohne erhöhten
Personalbestand. Zur weiteren Begleitung dieser Qualitätssicherung wurden die BKB
und die zentralen Beschaffungsstellen beauftragt, bis Ende 2020 die Wirksamkeit der
Massnahmen zu überprüfen und darüber Bericht zu erstatten.
Im Hinblick auf diese Publikation liess die FK-NR verlauten, dass sie in dieser Sache
keinen weiteren Handlungsbedarf sehe. 33

POSTULAT
DATUM: 01.05.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

A la suite de l’affaire CarPostal, de la cyberattaque chez RUAG Holding SA et du vol de
données chez Swisscom, la question de la gouvernance des entreprises liées à la
Confédération a été mis au centre du débat par Fabio Abate (plr, TI). Face à ces
difficultés récurrentes, il demande un rapport sur l’établissement de la stratégie du
propriétaire et les difficultés rencontrées par les entités de la Confédération
devenues autonomes. 
Le Conseil fédéral a proposé d’accepter le postulat. De plus, il a précisé qu'un rapport
d’audit externe avait déjà été décidé, le 8 juin 2018, par le Conseil fédéral. Le Conseil
des États a adopté le postulat sans discussion. 34

POSTULAT
DATUM: 06.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Wirtschaftsordnung

Der Ständerat überwies in der Sommersession 2015 ein Postulat Cramer (gp, GE), das
den Bundesrat mit der Prüfung eines Massnahmenplans gegen Einkaufstourismus
beauftragte und der Regierung eine Aufstockung des Grenzwachtpersonals nahelegte.
In der Debatte hatte Bundesrätin Widmer-Schlumpf zwar die generelle Notwendigkeit
einer Aufstockung des Grenzwachtkorps unterstrichen, gab aber gleichzeitig auch zu
bedenken, dass Einsätze von Grenzwächtern keine unmittelbare Wirkung auf den
legalen Einkaufstourismus hätten. 35

POSTULAT
DATUM: 18.06.2015
DAVID ZUMBACH

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Nationalrätin Graf-Litscher (sp, TG) wies in ihrem Postulat für eine Meldepflicht bei
kritischen Infrastrukturen darauf hin, dass Infrastrukturen wie Strom und
Telekommunikation sehr essentiell für die Schweiz sind und Risiken wie Cyberangriffe,
Naturkatastrophen sowie militärische und terroristische Angriffe auf die Infrastruktur
grosse Auswirkungen auf das ganze Land haben würden. Sie forderte den Bundesrat
dazu auf, darzustellen, wie eine mögliche Meldepflicht bei potenzieller Bedrohung
aussehen könnte. Mithilfe einer systematischen Auswertung dieser Meldungen könnte
so ein Frühwarn-, Beratungs- und Abwehrsystem aufgebaut werden, welches
potenzielle Risiken verringert. 
Bundesrat Maurer begrüsste diese Forderung und betonte die geforderte Systematik,
die zur Prävention von Risiken führen könne. Durch den Austausch von Erfahrungen
unter den Betreibern und den staatlichen Behörden könne das Sicherheitsdefizit der
Schweiz in diesem Bereich verringert werden. In der Schweiz seien derzeit wichtige
Infrastrukturen anfällig bezüglich diverser Gefahren. Der Nationalrat nahm das Postulat
am 13. Dezember 2017 stillschweigend an. 36

POSTULAT
DATUM: 13.12.2017
MARCO ACKERMANN
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